
 

 
 

 

 

Eine starke Demokratie braucht starke Schulen 

Berliner Erklärung von VBE, LCH und GÖD-APS zur Bedeutung 
der Demokratiebildung 

Wir, die Bildungsorganisationen aus Deutschland, Österreich und der Schweiz, 

beobachten mit Sorge die zunehmende gesellschaftliche Polarisierung. Diese 

Entwicklung belastet den sozialen Zusammenhalt. Die öffentliche Schule bildet das 

Fundament, um dem entgegenzuwirken. Angesichts gesellschaftlicher Tendenzen, 

welche demokratische Grundwerte und Menschenrechte offen infrage stellen, 

unterstreichen wir die fundamentale Bedeutung der öffentlichen Schule für die 

Demokratiebildung.  

Die öffentliche Schule ist der wichtigste Ort, um den sozialen Zusammenhalt zu 

fördern. Demokratie ist keine Selbstverständlichkeit. Sie muss von jeder Generation 

neu erarbeitet und gestützt werden. Die Schule ist der zentrale Ort, an dem junge 

Menschen zu mündigen, kritischen und verantwortungsbewussten Bürgerinnen und 

Bürgern heranwachsen. Dies betonen die Vorsitzenden des Verbandes Bildung und 

Erziehung (VBE), des Dachverbandes Lehrerinnen und Lehrer Schweiz (LCH) 

und der Gewerkschaft Pflichtschullehrerinnen und Pflichtschullehrer Österreich 

(GÖD). 

Die Schule als Zentrum der Demokratie 

Lehrpersonen sind die tragenden Säulen guter Bildung. Sie begleiten junge Menschen 

auf dem Weg zu Wissen, kritischem Denken und gesellschaftlicher Verantwortung. 

Damit schaffen sie die Grundlage für unser demokratisches Miteinander und sichern 

seinen langfristigen Erhalt. Die Schule schafft einen sicheren Raum, in dem 

demokratische Werte, Toleranz und Menschenrechte aktiv vermittelt und gelebt 

werden. Extremistischen, diskriminierenden oder rassistischen Haltungen begegnet 

die Schule mit einer aktiven und unmissverständlichen Verteidigung der 

demokratischen Grundwerte. Eine starke Demokratiebildung auf allen Schulstufen ist 

unser erklärtes Ziel, um die Begeisterung für Partizipation und demokratisches 

Mitgestalten zu vermitteln. 

Wir setzen uns für gestärkte Rahmenbedingungen zur Förderung der 

Demokratiebildung ein. Deshalb fordern VBE, LCH und GÖD: 

1. Förderung einer fundierten Diskussionskultur  

Eine lebendige Demokratiebildung gedeiht durch den offenen Austausch im 

Klassenzimmer. Lehrpersonen gestalten diesen Prozess auf Basis des 

Beutelsbacher Konsenses: Sie behandeln Themen kontrovers, vermeiden 

Überwältigung und stärken die Urteilskraft der Lernenden. Der Schutz dieser 

professionellen Freiheit ist die Grundvoraussetzung dafür, dass Lernende 



 

 
 

 

 
lernen, ihre eigene Meinung fundiert zu bilden, andere Perspektiven zu 

respektieren und demokratische Prozesse sicher zu durchlaufen. 

 

2. Systemische Verankerung und professionelle Begleitung  

Demokratiebildung ist ein Kernauftrag der Schule und muss auf allen Stufen 

verbindlich in den Lehrplänen verankert sein. Damit Lehrpersonen diesen 

Auftrag wirksam umsetzen können, benötigen sie eine fachspezifische Aus- 

und Weiterbildung. Wir fordern von bildungspolitisch Verantwortlichen und 

Schulbehörden eine aktive Unterstützung, die den fachlichen Rückhalt 

gewährleistet, die parteipolitische Neutralität sicherstellt und Lehrpersonen vor 

unzulässigem politischem Druck schützt. 

 

3. Zeitliche Freiräume für pädagogische Kernaufgaben  

Die Begleitung von Partizipationsprojekten und die Förderung der politischen 

Mündigkeit sind anspruchsvolle pädagogische Aufgaben, die Zeit erfordern. 

Wir setzen uns für eine gezielte Entlastung von administrativen Tätigkeiten ein, 

damit Lehrpersonen ihre Ressourcen auf die Kernaufgaben – individuelle 

Förderung, Demokratiebildung und die Umsetzung innovativer 

Unterrichtsformate – konzentrieren können. Ein gesundheitsförderndes 

Arbeitsumfeld und flächendeckende multiprofessionelle Teams sind dabei 

zentral, um die Qualität des Unterrichts und das Engagement der Lehrpersonen 

langfristig zu sichern. 

 

4. Gezielte Investitionen in die Gesundheit von Lehrpersonen 

Resiliente Lehrpersonen sind die Voraussetzung für eine funktionierende 

demokratische Schule. In der Realität lasten die vielfachen Krisen der 

vergangenen Jahre schwer auf den Schultern der Lehrpersonen, insbesondere 

vor dem Hintergrund der grundsätzlichen personellen Überlastung. Es braucht 

dringend systemimmanente und professionelle Angebote zur 

Gesundheitsförderung und zum verstärkten Gesundheitsschutz der 

Lehrpersonen. 

 

5. Bildung als strategische Investition in die demokratische Stabilität  
Der wissenschaftliche Diskurs belegt den engen Zusammenhang zwischen 

einem hochwertigen Bildungssystem und der Stabilität einer Demokratie.  

Wir fordern die Politik auf, Bildung als prioritäre Investition in die Zukunft zu 

begreifen. Eine verlässliche langfristige und nachhaltige Finanzierung, eine 

weitsichtige Bildungsplanung und die konsequente Wertschätzung der 

Profession Schule sind essenziell, um Bildungseinrichtungen als Orte der 

Exzellenz und der gesellschaftlichen Teilhabe weiterzuentwickeln. 



 

 
 

 

 
 

Gute Schulen sind keine Selbstverständlichkeit – sie sind Ausdruck gemeinsamen 

Handelns für die Zukunft unserer Gesellschaft. Wer die Demokratie stärken will, muss 

jetzt handeln: durch Respekt, durch konkrete Verbesserungen – und durch echte 

Wertschätzung für die Menschen, die Bildung zum Wohle von uns allen möglich 

machen.
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